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Antrag 5/WP11 gemäß §§ 7 und 8 der Geschäftsordnung der Gemeinde Uetze: 
Einstellung von Haushaltsmitteln für einen Rechtsbeistand im Planfeststellungsverfahren 
für die Haldenrekultivierung 
 
 
Sehr geehrter Herr Backeberg, 
 
die Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN beantragt: 
 
Im Haushalt 2018 der Gemeinde Uetze sind Haushaltsmittel für Aufwendungen in Höhe 
von 10.000 € einzustellen, damit sich die Gemeinde Uetze im bevorstehenden 
bergrechtlichen Planfeststellungsverfahren zur Nachnutzung/Haldenrekultivierung des 
Bergwerkes Niedersachsen-Riedel anwaltlich beraten und vertreten lassen kann.  
 
Begründung: 
Nach ersteren Meldungen von K+S und Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG) 
ist nicht mehr davon auszugehen, dass noch in diesem Jahr sondern im folgenden die Firma 
K+S Entsorgung GmbH Antrag auf Einleitung eines bergrechtlichen Planfeststellungsverfahrens 
zur Nachnutzung/Haldenrekultivierung des Bergwerkes Niedersachsen-Riedel stellen wird. 
 
Von dem Vorhaben ist neben der Samtgemeinde Wathlingen auch besonders die Gemeinde 
Uetze betroffen. Erhebliche Belastungen werden durch die im Gemeindegebiet zu erwartenden 
Lkw-Verkehre hervorgerufen, wenn die geplante Haldenabdeckung umgesetzt wird. Bisher 
fehlende Alternativen der Antragstellerin müssen vorgelegt und sollten sorgfältig geprüft werden. 
  
Davon betroffen sind auch die Teufhalde auf dem Betriebsgelände Riedel und die 
Produktionshalde am Kasparsweg in Hänigsen. Beide Halden sind nicht dauerhaft gesichert. Sie 
müssen einer nachhaltigen Lösung zugeführt werden. 
 
Um in diesem komplexen berg- und abfallrechtlichen Verfahren Interessen und 
Rechtsauffassung der Gemeinde Uetze und ihrer Bewohner erfolgreich vertreten zu können, 
bedarf es eines kompetenten Rechtsbeistandes analog dem damaligen Verfahren um die 
geplante Untertagedeponie für besonders überwachungsbedürftige Abfälle. Das Vorhaben wurde 
erfolgreich abgewehrt. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

      Georg Beu 


